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Verkehr Der Bundesrat soll
künftig eine Velohelmpflicht für
Kinder und Jugendliche zwi-
schen 12 und 16 Jahren verfügen
dürfen. Er will damit gegen die
steigende Zahl von schweren
Unfällen vorgehen und die Ver-
kehrssicherheit für diese Perso-
nengruppe erhöhen.

Die Zahl der schwerverunfall-
ten Velofahrerinnen und Velo-
fahrer ab einemAlter von 12 Jah-
ren nehme stark zu, hiess es dazu
gestern in einer Mitteilung.
Gleichzeitig sinke ab diesem Al-
ter die Helmtragquote. Deshalb
will der Bundesrat die Kompe-
tenz erhalten, für Kinder und Ju-
gendliche bis 16 Jahre eine Velo-
helmtragpflicht einzuführen.

Nach der Vernehmlassung
verworfen hat der Bundesrat da-
gegen ein Helmobligatorium für
alle E-Biker. Ursprünglich woll-
te er vorschreiben, dass künftig
alle E-Bikerinnen und -Biker ei-
nen Helm tragen und das Licht
amVelo auch tagsüber einschal-
ten müssen. Heute gilt bereits
eine Helmpflicht für ab 45 km/h
fahrende E-Bikes.

Raserartikel wird angepasst
Anpassen will der Bundesrat
dagegen die «Via sicura»-Mass-
nahmen. Demnach sollen Voll-
zugsbehörden und Gerichte bei
Raserdelikten künftig wieder
mehr Ermessensspielraum be-
kommen.Bei Fahrlässigkeit oder
wenn durch die schnelle Fahrt
kein Risiko für einen schweren
Unfall entstanden ist, sollen die
Gerichte darauf verzichten kön-
nen, den Raser-Tatbestand an-
zuwenden.

Verzichtenwill der Bundesrat
zudem auf sogenannten Black-
boxes für notorische Tempo
sünder sowie auf Alkoholweg
fahrsperren für Personen, die
mehrfach angetrunken amSteu-
er gesessen sind.

Beides hatte das Parlament
2012 bei der Beratung des «Via
sicura»-Pakets beschlossen. Die
Legislative hat ihre Entscheide
aber inzwischen teilweise wie-
der revidiert.

Bei derRevision des Strassen-
verkehrsgesetzes schlägt die Re-
gierung dem Parlament weitere
Änderungen vor. Sowill sie etwa
neu in eigener Kompetenz Rege-
lungen für Fahrassistenten oder
Automatisierungssysteme für
Autos erlassen können, etwa zur
Pflicht für Autofahrerinnen und
Autofahrer, das Fahrgeschehen
ständig im Auge zu haben. Zu-
dem soll der Bund Versuche mit
Fahrzeugen, die noch nicht re-
gulär zugelassen werden kön-
nen, bewilligen können. (sda)

Bundesrat will
Velohelmpflicht
für Jugendliche

Aussenminister Ignazio Cassis
sei dieseWochemit leeren Hän-
den nach Brüssel gefahren und
habe damit der EU die Initiative
überlassen. «Wenn der Bundes-
rat nicht in der Lage ist, einen po-
sitiven Vorschlag zu machen,
dann ist die EU in einer Position,
den Fahrplan zu bestimmen»,
sagte Cédric Wermuth, Co-Prä-
sident der SP, dieser Zeitung.
«Das ist fahrlässig, ärgerlich und
unverständlich. Man kann so
nicht Aussenpolitik machen.»

Unter anderem fordert die EU
von der Schweiz bis Januar einen
Zeitplan für Neuverhandlungen

über ein institutionelles Rah-
menabkommen. «Wir brauchen
einen neuen Impuls, einen
Schnellstart», sagte Maros Sef-
covic, Vizepräsident der EU-
Kommission und zuständig für
die Schweiz, im Interview mit
dieser Zeitung. «Das Ergebnis
sollte sein, dasswir in Davos eine
Roadmap dafür haben, wie wir
die Schlüsselfragen in unserer
Beziehung lösen können.» Da-
vos: Gemeint ist dasWorld Eco-
nomic Forum (WEF), das im Ja-
nuar 2022 wieder in den Bünd-
ner Bergen stattfinden soll. In
knapp zwei Monaten wollen die

EU-Kommission und der Bun-
desrat sich dort das nächste Mal
beraten.

«Sefcovic hat die Chance ge-
packt und den Tarif durchgege-
ben», sagte Wermuth. «Die
Schweiz hätte es in derHand, die
Weichen jetzt richtig zu stellen.»
DerVorschlag zurDeblockierung
müsse aber aus der Schweiz
kommen. EineMöglichkeitwäre,
dass die Schweiz ihre Kohäsions-
beiträge an die EU freiwillig er-
höhen und von sich aus regel-
mässig zahlen könnte. «Die
Schweizmuss gegenüber der EU
jetzt in Vorleistung gehen. Das

gäbe imGegenzug Spielraum für
verschiedene Varianten. Neue
Verhandlungen zu einem Paket
oder zu einzelnen Sektoren.»
Stattdessen sei derBundesrat als
Gremium«seinerVerantwortung
in den letzten sechs Monaten
nicht gerecht geworden».

«Aufoktroyierter Zeitplan»
Die Kritik an den neuen Vorga-
ben aus Brüssel teilt auch SVP-
Nationalrat Franz Grüter, Mit-
glied der Aussenpolitischen
Kommission des Nationalrates.
Der «aufoktroyierte Zeitplan» sei
«völlig unrealistisch» und zeige,

dass «die EU und Herr Sefcovic
die direktdemokratischen Pro-
zesse in unseremLandnicht oder
nur schlecht kennen».

Das Verzögern sei genau die
Strategie «derBundesratspartei-
en», meint Sibel Arslan, Natio-
nalrätin derGrünen. «Siewollen
das Thema bis mindestens nach
denWahlen 2023 unter denTep-
pich kehren – aus Angst vor ei-
ner Zerreissprobe.» Die Grünen
würden aberDruckmachen, da-
mit der Bundesrat sich der Dis-
kussion nicht entziehen könne.

Hans Brandt

«Fahrlässig»: SP-Co-Chef erzürnt über EU-Politik des Bundesrates
Schweiz -EU Bern habe sich von Brüssel die Agenda diktieren lassen, meint Cédric Wermuth.

Christian Brönnimann,
Kurt Pelda
undOliver Zihlmann

Das gab es in der Schweiz so
noch nie: Gegnerinnen und Geg-
ner der Corona-Massnahmen
schüren öffentlich Zweifel, ob die
Abstimmungenwie jene zumCo-
vid-Gesetz vom 28. November
ehrlich ablaufen. Auf Telegram
kursieren Nachrichten wie die-
se: «Das Gesetz wird angenom-
men, weil seit Jahrzehnten alle
Abstimmungen undWahlenma-
nipuliert sind! Das ganze System
ist korrupt und besteht aus Pa-
rasiten.» Eine andere Telegram-
Nutzerin berichtet, dass ihr Va-
ter «eine Bekannte kennt,wo bei
derPost arbeite undvon derChe-
fin den Auftrag bekam, alle
Stimmbriefe zu durchleuchten
und allemit NEIN zu entfernen».

Solche Wortmeldungen be-
schränken sich nicht nur auf die
sozialen Medien. Schon im Sep-
tember sagte Wendelin Ricken-
bach, ein Mitglied der Trychler
aus Wangen SZ, in der Sendung
«Einfach Politik» von SRF: «Ich
habe eine schwere Vermutung,
dass man die Abstimmungen
auch noch ein bisschenmanipu-
liert, weil es ist vielfach immer
49 zu 51 und meistens dann zu-
gunsten vom Staat.»

Website als Alternative
zur staatlichen Auszählung
Inzwischen gibt es sogar eine
Onlineplattform, die alsAlterna-
tive zur staatlichen Auszählung
der Stimm- undWahlzettel prä-
sentiert wird. Vor einer Woche
hat einWebdesigner aus der Re-
gion Biel die entsprechende Do-
main registriert. «Unsere Demo-
kratie ist in Gefahr! Die bevorste-
hendenWahlen, sowie zahlreiche
Wahlen davor, wurden manipu-
liert», schrieb er oben auf die
Seite, die er mit einer goldenen
Justitia-Statue mit Augenbinde
illustrierte.

Auf der professionell gestal-
tetenWebsitewerden die Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger
aufgerufen, ein Foto ihres aus-
gefüllten Stimmzettels und ihrer
Identitätskarte sowie ein Selfie
hochzuladen. Mit diesen Infor-
mationen will der Betreiber der
Website dann selber eine Aus-
zählung derAbstimmungsergeb-
nisse vornehmen. «Was garan-
tiert uns, dassWahlen undWahl-
ergebnisse nicht manipuliert
sind, wenn doch alle Wahlzettel

anonym sind?», fragt er in einem
Erklärungsvideo.

Das Schweizer Politsystem
gilt als vorbildlich, wenn es dar-
um geht, Spannungen und die
Polarisierung in derGesellschaft
abzubauen. Man streitet vor ei-
ner Abstimmung leidenschaft-
lich, doch hinterher akzeptieren
beide Seiten das Resultat und
trinken zusammen ein Bier. Sze-
nen wie in den USA, wo sich die
Lager unversöhnlich gegenüber-
stehen,wähntman hierweitweg.

Was bedeutet es nun also,
wenn im aufgeheizten Abstim-
mungskampf rund um das Co-
vid-Gesetz einzelne Stimmen
laut werden, die behaupten,
Volksabstimmungen seien ma-
nipuliert? Ist das gefährlich?

Wolf Linder, emeritierter Po-
litologe derUni Bern und Exper-
te fürWahlrechtsfragen, gibt fürs
Erste Entwarnung. «Ich sehe hier
keine Bewegung, sondern Ein-
zelstimmen», erklärt er. «Es gibt
keine Parteien oder signifikante
politische Kräfte, die ernsthaft
die Verlässlichkeit unserer Ab-

stimmungsergebnisse hinterfra-
gen.» Das Bundesgericht über-
prüfe Beschwerden gegen einen
Urnengang, wenn er mit einem
knappen Stimmenmehr von
51 Prozent oder weniger ent-
schieden wurde. Dazu gebe es
viele weitere Sicherungsmecha-
nismen. «Es gibt also schlicht
keinerlei Anlass fürMisstrauen.»

Spaltung der Gesellschaft
führt zu extremen Ansichten
Linderwarnt deshalb davor, sol-
chen Einzelmeinungen ein zu
starkes Gewicht zu geben. Aber
eine Sache sei in diesemAbstim-
mungskampf zweifellos speziell.
«Ein solches grundsätzliches
Misstrauen gegenüber dem gan-
zen Staat gab es so in derSchweiz
bisher noch nicht.»

Bestätigte Fälle von Wahl-
oder Abstimmungsfälschungen
der letzten Jahrzehnte sind sehr
selten und waren stets lokal be-
schränkt. Die fundamentale
Staatskritik, die nun von gewis-
sen Gegnern des Covid-Gesetzes
kommt, lässt sich nicht damit be-

gründen. Vielmehr sei es die
Spaltung derGesellschaftwegen
der Pandemie, die bei Einzelnen
zu immer extremerenAnsichten
führe, sagt Linder. Auch gebe es
womöglich einen Nachahmer-
Effekt, nach den Fälschungsvor-
würfen und Verschwörungsthe-
orien in denUSA. «Eswar früher
schlicht nicht denkbar, den Bun-
desrat so ungehemmt eine Ver-
räter-Bande zu nennen und ihm
Verfassungsbruch vorzuwerfen,
geschweige denn ihn zuverdäch-
tigen, er würde Abstimmungen
manipulieren.»

Eine Rolle spielt laut Linder
aber auch die Entmystifizierung
derAbstimmungen selber. «Heu-
te setzen wir einfach ein Kreuz-
chen und schicken einen Brief
per Post abwie bei einer Umfra-
ge. Noch in den Fünfzigerjahren
war das ein Ritual», erklärt der
Politikwissenschaftler. «Der Va-
ter ging nach demKirchgang zur
Urne und schwieg sich strengs-
tens aus,wie er abgestimmt hat.
Entsprechend galt das Resultat
dieses Rituals als unantastbar.»

Es kursieren schon Fälschungsvorwürfe
Covid-Abstimmung Es sind zwar nur Einzelstimmen unter den Gegnerinnen und Gegnern des Gesetzes,
doch solche Anschuldigungen gegen den Staat sind gemäss einem Experten neu in der Schweizer Geschichte.

Aufgeheizter Abstimmungskampf: Ein Plakat gegen das Covid-19-Gesetz. Foto: Michael Buholzer (Keystone)

«Ein solches
grundsätzliches
Misstrauen
gegenüber dem
ganzen Staat gab
es so in der Schweiz
bisher noch nicht.»
Wolf Linder
emeritierter Politologe Uni Bern

Routineflug Ein britischerKampf-
jet des Typs F-35B ist nach An-
gaben des Londoner Verteidi-
gungsministeriums gesternVor-
mittag bei einem Routineflug
über demMittelmeer abgestürzt.
Der Bundesrat will 36 Flugzeu-
ge des verwandten Typs F-35A
desselben US-Herstellers Lock-
heed Martin anschaffen. Der Pi-
lot habe sich rechtzeitig per
Schleudersitz retten können. Er
sei sicher zum Flugzeugträger
HMS Queen Elizabeth gebracht
worden, sagte ein Sprecher. Zu
den Hintergründen gab es zu-
nächst keine Details. (sda)

Britischer
F-35-Kampfjet
abgestürzt
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Wer ins Hallenbad, Restaurant
oder Kino will und noch keine
16 Jahre alt ist, braucht in der
Schweiz kein Covid-Zertifikat.
Zwar können sich auch 12- bis
15-Jährige gegen Covid impfen
lassen, aber bei der Zertifikats-
pflicht macht der Bund für sie
eine Ausnahme.

Ganz anders im benachbarten
Ausland: In Deutschland, Frank-
reich, Italien und Österreich
müssen auch Jugendliche ge-
impft, genesen oder getestet sein,
um ins Fitnesscenter, Konzert
oder Theater zu gelangen. Man-
cherorts reicht nicht einmal
mehr ein Test.

Die Schweiz hingegen soll ein
Sonderfall bleiben. Sie will die
Altersgrenze für die Zertifikats-
pflicht nicht jener fürs Impfen
anpassen. «Aktuell ist keine Zer-
tifikatspflicht für unter 16-Jähri-
gevorgesehen», teilt das Bundes-
amt für Gesundheit (BAG) mit.
Daran ändern auch die ausser-
ordentlich vielen Ansteckungen
beiTeenagern und die tiefe Impf-
quote nichts.

Teenager stecken
sich doppelt so häufig an
Erst 39 Prozent der 10- bis
19-Jährigen haben sich in der
Schweiz bislang doppelt piksen
lassen. Zum Vergleich: Bei allen
anderen Altersklassen sind es
zwischen 67 und 92 Prozent –
natürlichmitAusnahme derKin-
der, fürwelche die Impfung noch
nicht zugelassen ist.

Auch 10- und 11-Jährige kön-
nen sich noch nicht vakzinieren
lassen, was die tiefe Impfquote
der Teenager zum Teil erklärt.
Aber eben nur zum Teil. Viele

Junge sehen wenig Grund, sich
impfen zu lassen,wenn sie auch
ohne Zertifikat weiterhin in den
McDonald’s, zum Bowling und
ins Hallentraining können.

Entsprechend stark zirkuliert
das Coronavirus unter ihnen.Auf

100’000Teenagerwerden gegen-
wärtig pro Woche rund 600 po-
sitiv getestet. Das sind ungefähr
doppelt so viele wie in der rest-
lichen Bevölkerung.

Und derTrend steigt stark an,
deutlich stärker als in allen an-

deren Altersklassen. Für den
Bundesrat reicht das nicht, um
die Altersgrenze für die Zertifi-
katspflicht zu überdenken. Zu-
mindest noch nicht.

Gutmöglich, dass er sich auch
mit Blick auf die Abstimmung

vom 28. November über das
Covid-Gesetz vorderhand zu-
rückhält.

Das BAG begründet dieAlters-
limite von 16 Jahrenmit der Ent-
stehungsgeschichte des Zertifi-
kats. Bei dessen Erfindung hät-

ten sich die unter 16-Jährigen
noch nicht impfen lassen kön-
nen. Kommt hinzu, dass die Eid-
genössische Impfkommission
den Jugendlichen im Juni vorerst
nurverhalten empfahl, sich vak-
zinieren zu lassen. Erst im Au-
gust gab sie eine klare, generel-
le Empfehlung ab.

«Jüngere nicht
übermässig belasten»
An der Zertifikatspflicht für Ju-
gendliche änderte das freilich
nichts. Man habe die Alterslimi-
te beibehalten, «um die Jünge-
ren nicht übermässig zu belas-
ten», so BAG-Sprecherin Nani
Moras.

Kommt hinzu, dass Teenager
nur selten ins Spital müssen,
wenn sie an Covid erkranken.
Aber bei der Verbreitung des Vi-
rus spielen sie gegenwärtig eine
wichtige Rolle. Was wiederum
dazu führt, dassmehrMenschen
höheren Alters die Spitäler be-
lasten.

Das Bundesamt für Gesund-
heit will denn auch nicht aus-
schliessen, dass die Landesregie-
rung die Altersgrenze zu einem
späteren Zeitpunkt doch noch
auf 12 Jahre senkt.

Auf Behördendeutsch klingt
das so: «Der Bundesrat prüft in
Absprache mit den Kantonen
aufgrund der epidemiologischen
Lage laufend mögliche weitere
Massnahmen mit dem Ziel,
Hospitalisationen zu vermeiden,
eine Belastung der Spitäler zu
verhindern und einschneidende
Massnahmen, wie Schliessun-
gen, zu vermeiden.»

Iwan Städler

Warum eigentlich brauchen Jugendliche kein Zertifikat?
Sonderfall Schweiz Am stärksten grassiert das Coronavirus derzeit bei Teenagern. Doch die Zertifikatspflicht gilt erst ab 16 Jahren.

In der Schweiz kommen 12- bis 15-Jährige auch ohne Covid-Zertifikat ins Kino. Foto: Laurent Gillieron (Keystone)

Fanny Giroud, Yannick Wiget
und Patrick Vögeli

Fast 6000 Fälle innerhalb von
24 Stundenmeldete das Bundes-
amt für Gesundheit (BAG) ges-
tern. Seit nun schonvierWochen
steigt die Zahl der Neuinfektio-
nen in der Schweiz stark.Und die
kalte Jahreszeit, in der sich das
Virus einfacherverbreiten kann,
hat gerade erst begonnen. Fach-
leute sind besorgt.

Schwierig dürften die kom-
mendenWochen undMonate vor
allem für die Deutschschweiz
werden, wie ein Blick auf die
Zahlen zeigt. Denn sie ist mo-
mentan viel stärkervon derAus-
breitung des Virus betroffen als
die Romandie und das Tessin.
Viele deutschsprachige Kantone
hatten seit Beginn der Pandemie
noch nie so hohe Inzidenzen.

In Nidwalden wurden in der
Woche bis zum 17. November
über 800 Fälle pro 100’000 Ein-
wohnerverzeichnet. Ein Rekord.
Auch die Kantone Graubünden,
Obwalden und Thurgau beklag-
ten noch nie so viele Ansteckun-
gen wie jetzt.

Das gilt auch für Appenzell
Ausserrhoden und Schwyz, wo
es fast 700 Fälle pro 100’000 Ein-
wohner gibt – also drei- bis fünf-
mal so viele wie in den West-
schweizer Kantonen. Diese sind
von der aktuellen Corona-Welle

viel weniger stark betroffen,
ebenso das Tessin.

Wie kommt es zu diesemRös-
tigraben? Eine Erklärung in vier
Punkten:

1 Romandie und Tessin
habenmehr Covid-Erfahrung
Als einen Grund für die grossen
Unterschiede identifiziert die
Epidemiologin Emma Hodcroft
den bisherigen Verlauf der Pan-
demie, von der nicht alle Regio-
nen gleichermassen betroffen

waren. Die Forscherin der Uni-
versität Bern erinnert daran, dass
die Romandie zu Beginn grösse-
reWellen erlebte. Kumuliert gab
es in Genf oder derWaadt deut-
lich mehr Fälle als etwa in den
Kantonen Bern und Zürich. «Vie-
le Westschweizer könnten auf-
grund einer früheren Infektion
von einem gewissen Schutz pro-
fitieren, auch die Ungeimpften.»
Studien würden zwar zeigen,
dass dieser Schutzweniger stark
sei als die Impfung. «Aber er

könnte trotzdem eine Wirkung
haben», so Hodcroft. Wie viele
Menschen in der Schweiz nicht
geimpft sind, aber trotzdemAn-
tikörper haben, da sie eine Infek-
tion durchmachten, ist schwie-
rig zu sagen.

Milo Puhan, Epidemiologe an
der Uni Zürich, schätzt den An-
teil der ungeimpften Genesenen
auf 5 bis 10 Prozent der Bevölke-
rung, wie er gegenüber dem
Schweizer Fernsehen sagte.

2 Die Deutschschweizer
sindweniger vorsichtig
Aufgrund ihrer Erfahrungenmit
demVirus seien dieMenschen in
der Romandie und im Tessin
möglicherweise auch vorsichti-
ger und eher bereit, Schutzmass-
nahmen zu ergreifen, meinen
Experten. «Es könnte regionale
Unterschiede geben, wie oft die
Menschen eineMaske tragen, ob
sie überfüllte Ortemeiden, ob sie
zu Hause bleiben, wenn sie sich
nichtwohlfühlen oder ihnen ge-
sagt wird, dass sie in Quarantä-
ne sollen», sagt Hodcroft.

Derselben Meinung wie die
Epidemiologin ist derWaadtlän-
der Kantonsarzt Karim Bouba-
ker: «Die Bevölkerung hier hat
sich daran gewöhnt, Präventi-
onsmassnahmen anzuwenden,
um wieder ein normales Leben
zu führen.» DieWaadt habe zum
Beispiel die Restaurants viel frü-

her geschlossen als andere Kan-
tone. «SolcheMassnahmen prä-
gen sich in das Gedächtnis der
Menschen ein», so Boubaker.

3 Einige Kantone
führenmehrTests durch
Der Epidemiologe Christian Alt-
haus von der Universität Bern
meint, dass auch die Anzahl der
durchgeführten Tests eine Rolle
spielen könnte: «Eine höhereAn-
zahl von Tests führt in der Regel
zu einer höheren Inzidenz. Da-
her muss auch untersucht wer-
den, ob dieTestpolitik vergleich-
bar ist.» In Uri zumBeispielwer-
den pro 100’000 Personen viel
mehr Tests durchgeführt als im
Rest des Landes.Auch inNidwal-
den, beiden Basel und Solothurn
lassen sich die höheren Fallzah-
len zumindest teilweise durch
das bessereTestregime erklären.
Hierwerden deutlichmehrTests
durchgeführt und Infektionen
entdeckt als in anderen Kanto-
nen. So kann die Dunkelziffer tie-
fer gehalten werden.

Gemäss dem Urner Kantons-
arzt Adrian Zurfluh werden in
den Schulen zahlreiche Tests
durchgeführt, und viele Unter-
nehmen verpflichten ihr Perso-
nal, sich jedeWoche zu testen. In
Nidwalden sind die Schulen ver-
pflichtet, wiederholte Tests an-
zubieten. Prompt stammten
50 Prozent der neuen Fälle der

letzten Woche aus dem schuli-
schen Umfeld – ein Zeichen da-
für, dass das Virus momentan
unter Kindern stark zirkuliert.
Und diese sind in den meisten
Westschweizer Kantonen häufi-
ger geimpft.

4 Impf-Schlusslichter sind
alle in der Deutschschweiz
Die Impfraten sind in der Ro-
mandie tendenziell höher als in
der Deutschschweiz, vor allem
bei den Jungen. In Neuenburg ist
mehr als die Hälfte der 10- bis
19-Jährigen immunisiert. In der
Waadt sind es 47 Prozent. Auch
Freiburg, Genf, der Jura und das
Tessin landen mit ihrer Impfra-
te in dieser Altersgruppe unter
denTop 9. Im unteren Drittel der
Rangliste finden sich aber nur
Deutschschweizer Kantone.

Bei denÄlteren sieht die Situ-
ation ähnlich aus.Mit ihrer Impf-
rate bei den 60- bis 79-Jährigen
sind dieWestschweizer Kantone
und das Tessin in der oberen
Hälfte der Rangliste zu finden.
Dieser Effekt ist laut Christian
Althaus entscheidend: «Die Ro-
mandie neigt zu einer niedrige-
ren Inzidenz bei den Kranken-
hauseinweisungen.» Auch der
R-Wert sei dort im Vergleich zur
Deutschschweiz niedriger. Die-
ser gibt an,wie viele andereMen-
schen ein Infizierter im Schnitt
ansteckt.

In der Deutschschweiz wütet Corona viel stärker
Pandemie-Röstigraben In der ganzen Schweiz steigt die Zahl der Neuinfektionen –
doch zwischen den Sprachregionen gibt es grosse Unterschiede. Eine Erklärung in vier Punkten.

7-Tages-Inzidenz pro 100’000 Einwohner

Grafik: pvo, vif / Quelle: Kantone, BAG, BFS / Stand 17. November 2021

Deutlich weniger Ansteckungen in der Romandie
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